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Sehr verehrte Frau Brunner, 

anbei das Ergebnis meiner weiteren Recherche, damit Sie wissen, wie überhaupt eine Vereinbarung 

zur betrieblichen Altersversorgung (Versorgungszusage) aussieht. Unumstößliche Tatsache ist, dass 

ich keine habe!!! Mein Arbeitgeber grenzte den Abschluss solcher Vereinbarungen auf „wichtige 

Funktionsträger der oberen Führungsebene“ ein.  

Stört es Sie nicht, wenn die DAK behauptet, ich würde eine Rente aus betrieblicher Altersversorgung 

erhalten bzw. eine Kapitalleistung aus betrieblicher Altersversorgung erhalten haben (= Klagegrund), 

ohne es beweisen zu können? Ist die Vorlage der Vereinbarung zur betrieblichen Altersversorgung 

für Sie nicht ein wesentlicher Punkt bei der Sachverhaltserforschung? Wollen Sie sich nicht von der 

Existenz oder dem Nichtvorhandensein einer Versorgungszusage überzeugen? Damit setzen Sie sich 

bewusst in Widerspruch zum Beschluss des Verfassungsgerichtes 1BvR 1660/08 und haben dann 

schon einmal eine der drei alternativen Möglichkeiten erfüllt, die zu einer zwangsläufigen Zulassung 

der Berufung führen (§ 144 Abs. 2 Punkt 2 SGG).  

Wenn Sie dann noch einen Gerichtsbescheid anstreben, haben Sie nicht nur einen Verfahrensfehler 

begangen und eine weitere (gar nicht mehr nötige) Bedingung zur zwangsläufigen Berufung geliefert. 

Sie haben dann beweiskräftig gezeigt, dass Sie den Untersuchungsgrundsatz nach § 103 SGG, die 

Offizialmaxime in sozialrechtlichen Verfahren schlechthin, missachtet hätten. Dann hätten Sie 

gezeigt, dass Sie meine Klagebegründung nicht einmal eines Blickes gewürdigt hätten. Sonst hätten 

Sie erkennen müssen, dass ich in deren Kap. 2.9 eine mündliche Verhandlung gefordert habe. Damit 

wäre der Gerichtsbescheid nicht nur nach § 105 Abs. 3 SGG als nicht ergangen zu werten, sondern Sie 

hätten die Missachtung des Untersuchungsgrundsatzes auch mit Vorsatz begangen. Damit würden 

dann alle wahrheitswidrigen (weil nicht von Ihnen untersuchten) Aussagen nicht nur als 

Verfahrensfehler zu werten sein, sondern auch im strafrechtlichen Sinn als Rechtsbeugung zugunsten 

der Beklagten. (§ 339 Rechtsbeugung: Ein Richter, ein anderer Amtsträger oder ein Schiedsrichter, 

welcher sich bei der Leitung oder Entscheidung einer Rechtssache zugunsten oder zum Nachteil einer 

Partei einer Beugung des Rechts schuldig macht, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu fünf 

Jahren bestraft). 
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